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Berufsausübung nach Beendigung
des Beamtenverhältnisses
– Beschränkung von Tätigkeiten nach § 105 BBG und § 41 BeamtStG

Dr. Maximilian Baßlsperger

Bei Beamten, die aus dem aktiven Dienst ausscheiden, besteht
in vielen Fällen ein Interesse an einer weiteren beruflichen Tä-
tigkeit. Eine spätere Berufsausübung ist aber nicht ohne Ein-
schränkung möglich, denn der Gesetzgeber hat in § 105 BBG
und § 41 BeamtStG für Tätigkeiten nach Beendigung des Beam-
tenverhältnisses Grenzen aufgestellt. Außerhalb der üblichen
Kommentare ist nur wenig Literatur zu der Thematik vorhan-
den1, weshalb das Ziel dieser Arbeit darin besteht, einen Über-
blick über die Problematik zu geben und Lösungsansätze aufzu-
zeigen.

I. Gesetzliche Grundlagen

Für eine berufliche Tätigkeit nach Beendigung des Beamten-
verhältnisses führen § 105 BBG2 und § 41 BeamtStG die frü-
here Regelung des § 42a BRRG3 fort. Durch den Erlass dieser
beiden Vorschriften wurden nach dem Wegfall der Rahmenge-
setzgebung für Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenver-
hältnisses zwei neue Rechtsgrundlagen geschaffen. Während
§ 105 BBG (als Nachfolgeregelung des § 69 a BBG a.F.) für
Bundesbeamte gilt, bildet § 41 BeamtStG die Rechtsgrundlage
für alle Beamte der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände
und der sonstigen unter der Aufsicht des Landes stehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts (§ 1 Abs. 1 und 2 BeamtStG). Die Länder haben mittler-
weile ihre Vorschriften dem § 41 BeamtStG angepasst.4 § 105
BBG und § 41 BeamtStG enthalten neben einer Anzeigepflicht
auch eine Befugnisnorm zur Untersagung von Tätigkeiten
nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. Die frühere For-
mulierung „Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit“ wurde –
wohl aufgrund der Forderungen der Fachliteratur5 – richtiger-
weise durch „Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung“
ersetzt.

Die beiden Regelungen des § 105 BBG und § 41 BeamtStG wei-
sen bei einigen Punkten Unterschiede auf, wobei es den Lan-
desgesetzgebern ausdrücklich oder konkludent überlassen ist,
weitere Einzelheiten für ihren Bereich zu bestimmen.

– § 105 BBG stellt hinsichtlich des Zusammenhangs mit der
dienstlichen Tätigkeit auf die letzten fünf Jahre des aktiven
Dienstes ab, während § 41 BeamtStG diese – in die Vergan-
genheit reichende – zeitliche Grenze ausdrücklich den ein-
zelnen Landesgesetzgebern überlässt.

– Zum anderen bestimmt § 105 BBG, dass die Anzeige der ge-
planten Tätigkeit schriftlich zu erfolgen hat, während § 41
BeamtStG dieses Schriftformerfordernis nicht enthält.

– § 105 BBG und § 41 BeamtStG legen übereinstimmend für
das Ende der Anzeigepflicht eine Höchstgrenze von fünf
Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses fest.
Während § 105 Abs. 1 Satz 2 BBG aber vorgibt, dass die zeit-
liche Grenze für Anzeigepflicht bei Eintritt in den gesetzli-
chen Ruhestand auf drei Jahre verkürzt wird, überlässt § 41
BeamtStG eine solche Kürzung der Höchstfrist ebenfalls
dem jeweiligen Landesgesetzgeber.

– Für Bundesbeamte wird in § 105 Abs. 2 Satz 2 BBG die Un-
tersagung ausdrücklich mit der Dauer der Anzeigepflicht
verknüpft und ein vorzeitiger Entfall der Befugnisnorm für
einen kürzeren Zeitraum festgelegt, während § 41 BeamtStG
dazu keine spezielle Aussage enthält.

– Nach § 105 Abs. 3 BBG wird die Zuständigkeit für die Ent-
gegennahme der Anzeige und die Untersagung einer verbo-
tenen Tätigkeit bei ehemaligen Bundesbeamten auf die letzte
oberste Dienstbehörde übertragen, während § 41 BeamtStG
konsequenterweise keine solche Zuständigkeitsregelung ent-
hält.

II. Zweck und Verfassungsmäßigkeit
der Regelungen

Während für den aktiven Beamten der Sinn und Zweck des Ne-
bentätigkeitsrechts zusammengefasst darin besteht, die Leis-
tungsbereitschaft zu sichern, die Unbefangenheit und Unpartei-
lichkeit zu gewährleisten und das Ansehen der Verwaltung
nicht zu schädigen6, stellt beim Ruhestandsbeamten lediglich
der dritte Punkt („Ansehen der Verwaltung“) das maßgebliche
Kriterium dar. Nach Beendigung des Beamtenverhältnisses gilt
es nicht mehr, dem Dienstherrn die bestmögliche Dienstleis-
tung des Beamten zu sichern, es geht vielmehr nur mehr darum,
die Wahrung der Integrität der früheren Dienstleistung des aus-
geschiedenen Beamten und damit das Ansehen seines früheren
Dienstherrn zu schützen. Letztendlich soll durch § 105 BBG
und § 41 BeamtStG aber auch die Integrität des öffentlichen
Dienstes insgesamt und damit letztlich auch seine Funktionsfä-
higkeit geschützt werden.7

Für die Frage der Verfassungsmäßigkeit ist Folgendes von we-
sentlicher Bedeutung: Systematisch gehören die gesetzlichen
Beschränkungen des § 105 BBG und des § 41 BeamtStG im
Grunde nicht in den Bereich des Nebentätigkeitsrechts, da jede
Nebentätigkeit begrifflich in einem Bezug zu einem Hauptamt
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